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Wiss. Mit. Rosa Mayer-Eschenbach
Taterfolg der absichtlichen schweren Körperverletzung
BGH, Beschl.  v. 17.04.2024 − 1 StR 403/23, NStZ 2024, 611 mAnm Kudlich/Schütz
§ 226 Abs. 1 StGB regelt die schwere Körperverletzung als Erfolgsqualifikation. Im Rahmen des Abs. 1 ist der Eintritt der schweren Folge ausreichend. Was als schwere Folge einer Körperverletzung anzusehen ist, ist in den Nummern 1-3 des § 226 Abs. 1 StGB genannt. In dem Beschluss vom 17.04.2024 beschäftigt sich der Erste Strafsenat damit, welche Anforderungen an das Vorliegen einer „schweren Folge“ im Sinne der Norm gestellt werden und wann der Tatbestand dennoch nicht erfüllt ist. Der Entscheidung des BGH lag folgender Fall zugrunde: Der Angeklagte (Facharzt für Allgemeinchirurgie) sterilisierte aufgrund einer Personenverwechslung anstelle des Patienten P1 den Patienten P2. A erkannte seinen Irrtum, legte diesen gegenüber P1 sofort offen und überweis ihn an einen Spezialisten zur Resterilisation. Im Kontext der Frage eines denkbaren Rücktritts erläutert der BGH, dass die schwere Folge i.S.d. § 226 länger andauern müsse; die Langwierigkeit sei damit (ungeschriebenes) Tatbestandsmerkmal. Einschränkend bzw. klarstellend führt der Erste Senat jedoch aus, dass die geforderte „längere Dauer“ nicht mit Unheilbarkeit gleichzusetzen sei. Es genügt, wenn die Behebung bzw. nachhaltige Verbesserung des – länger währenden – krankhaften Zustands nicht abzusehen ist. Andererseits kommt es dem Täter zugute, wenn die zumindest teilweise Wiederherstellung konkret wahrscheinlich ist. Für die Beurteilung ist im Grundsatz der Zeitpunkt des Urteils maßgebend. (vgl. 2. Leitsatz BGH a.a.O, NStZ 2024, 611) So verhielt es sich in dem vorliegenden Fall: Es fehlte an dem Eintritt der schweren Folge, weil die Zeugungsfähigkeit des P1 2 Wochen nach der Vasektomie jedenfalls nicht ausschließbar wiederhergestellt werden konnte. Hingegen befasst sich der Senat nicht mit der ebenso naheliegenden Frage eines Erlaubnistatbestandsirrtums (hierzu Kudlich/Schütz NStZ 2024, 611).Tateinheitliche Begehung von Raub und räuberischer Erpressung
BGH, Beschl. v. 14.05.2024 – 3 StR 121/23, BeckRS 2024, 14542

Der Raub gem. § 249 Abs. 1 StGB ist ein echter „Examensklassiker“. Regelmäßig hat in der Klausurprüfung die Abgrenzung von Raub und räuberischer Erpressung (§ 253 StGB) zu erfolgen. Nicht immer ist es allerdings entweder das eine oder das andere Delikt: Das LG Kleve hatte über einen Fall zu entscheiden, in dem die Angeklagten A und B sich dazu entschieden, den Geschädigten (G) körperlich anzugreifen und zur Herausgabe bzw. Duldung der Wegnahme von Drogen und Bargeld zu veranlassen. A schlug den G, um der Forderung Nachdruck zu verleihen, ins Gesicht. Der G händigte daraufhin das Heroin an A aus. Währenddessen griff B ihm in die Tasche und entnahm das Bargeld. Das LG Kleve ging hier von einer gemeinschaftlichen räuberischen Erpressung aus. Der Dritte Strafsenat führte dazu aus: Raub und räuberische Erpressung sind nach dem äußeren Erscheinungsbild voneinander abzugrenzen. Tateinheit zwischen den beiden Delikten kann vorliegen, wenn eine Sache unter Anwendung von körperlicher Gewalt weggenommen wird (Raub) und eine andere Sache eingedenk der Gewaltanwendung bzw. -androhung herausgegeben wird (räub. Erpressung).Kfz-Erstzulassung und Beweiskraft öffentlicher Urkunden
BGH, Beschl. v. 23.07.2024 – 1 StR 73/24, NJW 2024, 2776

Zulassungsbescheinigung Teil I und II begegnen Examenskandidaten immer wieder, sobald sich der Sachverhalt um Autokauf etc. dreht. In dem vorliegenden Beschluss hat sich der BGH mit der Strafbarkeit von Beamten des Straßenverkehrsamts beschäftigt, die die Zulassungsbescheinigung Teil II mit falschem Erstzulassungsdatum ausgestellt haben. Der BGH kam – anders als die Vorinstanz, die die Beamten wegen § 348 StGB (Falschbeurkundung im Amt) verurteilt hatte – zu dem Schluss, dass jedenfalls das Erstzulassungsdatum eines Kfz keine Tatsache sei, die im sog. „Fahrzeugbrief“ mit der besonderen Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde iSd. § 348 StGB beurkundet wird. Der Senat erläutert weiter, welche Urkunden vom Begriff der öffentlichen Urkunde umfasst sind und welche Tatsachen der erhöhten Beweiskraft unterliegen.


